
 

 Vorlage Nr.  2614.1  

Laufnummer 15152  

Interpellation von Andreas Lustenberger  

betreffend Lieferkettenverantwortung durch in Zug ansässige Rohstoffunternehmen und 

deren Tochtergesellschaften wie etwa die BASF Metals GmbH 

vom 26. April 2016 

 

 

Kantonsrat Andreas Lustenberger, Baar, hat am 26. April 2016 folgende Interpellation einge-

reicht: 

 

Der schweizerischen Handelsstatistik ist zu entnehmen, dass die Importe von Platin wertmäs-

sig mit Abstand den grössten Anteil der Importe aus Südafrika in die Schweiz ausmachen:  

Zwischen 2000 und 2012 schwankt dieser Anteil zwischen 59.4 Prozent und 87.4 Prozent mit 

einem Wert von zwischen 0.3 bis 1,5 Milliarden Franken pro Jahr.  

 

In Südafrika lagern rund 80 Prozent des weltweiten Platin-Vorkommens. Das wichtigste Ver-

wendungsgebiet dieses wertvollen Metalls ist der Einsatz bei der Herstellung von Katalysat o-

ren. Die Minenarbeiterinnen und Minenarbeiter in Südafrika, die diese Platinmetalle aus dem 

Boden schürfen, leben mehrheitlich unter miserablen Bedingungen in informel len Siedlungen, 

in Wellblechhütten-Slums, ohne Strom, ohne fliessendes Wasser und ohne Kanalisation. Der 

Lohn für die schwere Arbeit bei Extrembedingungen unter Tage reicht nur knapp zum Überl e-

ben. 

 

Als im August 2012 Minenarbeiter für die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 

in der Platinmine von Marikana, nördlich von Johannesburg, streikten, wurden 34 von ihnen 

von der Polizei erschossen, als sie bereits im Begriff waren, den Streik zu beenden. Der Mi-

nenbetreiber Lonmin hatte Gespräche mit den Arbeitern verweigert und stattdessen auf die 

gewaltsame Unterdrückung des Streiks gesetzt.  

 

Der deutsche Chemiekonzern BASF, weltweit größter Katalysatorenhersteller, ist ein Haup t-

kunde von Lonmin. In Zug unterhält der deutsche Chemiekonzern BASF mit dem  Tochterunter-

nehmen BASF Metals GMbH eine Handelsniederlassung. Diese ist seit 2006 im kantonalen 

Handelsregister eingetragen. BASF verpflichtet sich in seinem code of conduct zu „Liefe r-

kettenverantwortung“: Auch seine Lieferbetriebe müssten demnach menschen- und arbeits-

rechtliche Standards einhalten.  

 

Dies wurde vom südafrikanischen Bischof Jo Seoka als Vertreter der Minenarbeiter von Ma-

rikana bei der letzten BASF-Aktionärsversammlung im April 2015 thematisiert. Seoka forderte 

BASF auf, Entschädigungszahlungen an die Opfer des Massakers zu leisten sowie strukturell 

und langfristig zur Verbesserung der Infrastruktur der Wohnsiedlungen von Minen arbeiterinnen 

und Minenarbeitern beizutragen. BASF nahm damals die Haltung ein, dass dem Konzern die 

Hände gebunden seien, solange der Schlussbericht der von der südafr ikanischen Regierung in 

Auftrag gegebenen Marikana-Untersuchungskommission nicht vorliege. Dieser Bericht wurde 

im Sommer 2015 veröffentlicht. In ihm wird Lonmin als mitverantwor tlich am Massaker und den 

miserablen Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiterinnen und Arbeiter bezeichnet. Des-

halb wird Bischof Seoka die Forderung auf Entschädigungszahlungen Ende April an der dies-

jährigen Aktionärsversammlung erneut vortragen.  
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Mit der Niederlassung der BASF Metals GmbH sind auch die Schweiz und der Kanton Zug in 

die Geschäfte mit Platin verwickelt, das unter menschenunwürdigen Bedingungen abgebaut 

wird und in jüngster Vergangenheit mit dem Massaker von Marikana 34 Menschenleben kost e-

te.  

 

Aus dieser Faktenlage ergeben sich für mich folgende Fragen. Ich bitte den Regierungsrat, sie 

zu beantworten.  

 

1. Der offizielle Schlussbericht der Marikana - Untersuchungskommission sieht Lonmin als 

Mitverantwortlich für den Tod von 34 Minenarbeitern. Was ist die Haltung des Regie-

rungsrats, dass mit der BASF Metals GmbH der Hauptkunde dieser Mine im Kanton Zug 

eingetragen ist? 

 

2a. Wie gross ist der finanzielle Wert des aus Südafrika in die Schweiz importierten  

  Platins? 

  b. Wie hoch ist der Anteil, der über die BASF Metals GmbH gehandelt wird? 

 

3. Wie gedenkt der Kanton Zug auf die Tatsache zu reagieren, dass ein Unternehmen im 

Handelsregister des Kantons eingetragen ist, welches sich zwar in seinen Unterne h-

mensrichtlinien zur Einhaltung der Menschenrechte in der gesamten Lieferkette verpflich-

tet, im konkreten Fall aber nicht reagiert, auch wenn einer seiner Geschäftspartner eine 

durch einen offiziellen Untersuchungsbericht attestierte Mitverantwortung an der Ermor-

dung von 34 Mitarbeitern trägt?  

 

4. Wie gedenkt der Regierungsrat möglichen Reputationsschäden für den Kanton Zug, die 

durch das genannte Unternehmen, aber auch durch weitere international tätige Rohstof f-

unternehmen entstehen, zu begegnen und vorzubeugen?  

 

5. Der vom Bund im März 2013 veröffentlichte «Grundlagenbericht Rohstoffe» empfiehlt un-

ter anderem, dass sich die Schweiz für einheitliche internationale Transparenzvorschri f-

ten einsetzen soll. Diese Massnahme sollte mittels Vernehmlassungsvorlage geprüft 

werden. Was hält der Regierungsrat von internationalen Transparenzvorschriften und 

wurde er diesbezüglich seitens des Bundes kontaktiert? 

 

6. Eine nationale Initiative (Konzernverantwortungsinitiative) verlangt, dass in der Schweiz 

niedergelassene Firmen den Schutz von Menschenrechten und der Umwelt verbind lich in 

sämtliche Geschäftsabläufe einbauen. Was für Chancen erkennt der Regierungsrat in 

dieser Initiative? 

 

 

Besten Dank für die Beantwortung. 
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